
EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

„Trau keiner Statistik, die du nicht 
selbst gefälscht hast“ – dieses Bonmot 
wird gerne immer dann zitiert, wenn es 
darum geht, Statistiken anzuzweifeln, 
die den eigenen Interessen widerspre-
chen. So hat die FDP eine statistische 
Angabe des Umweltbundesamtes als 
„unwissenschaftlich und bewusst irre-
führend“ bezeichnet. Worum es dabei 
ging? Selbstverständlich um die um-
weltschädliche Politik der FDP, die seit 
langem verhindert, dass in Deutschland 
ein allgemeines Tempolimit auf Auto-
bahnen eingeführt wird, wie es das in 
allen anderen europäischen Ländern 
längst gibt. Dort gilt maximal Tempo 
130. Nur in Deutschland darf bis zum 
jeweils nächsten Stau oder Crash ge-
fahren werden, was das Zeug hält bzw. 
die Verkehrsschilder hergeben. Das 
nennt man hier: Freie Fahrt für freie 
Bürger. Dass dabei zusätzlich CO2 frei-
gesetzt wird gehört eben zum Preis der 
Freiheit, den, wie auch andere solche 
Preise, die Allgemeinheit zu zahlen hat.

Das Umweltbundesamt hatte in Erfül-
lung seiner Aufgaben den Einspareffekt 
bei den Treibhausgasemissionen durch 
ein Limit von 120 Stundenkilometern 
nach neuen Berechnungen deutlich 
nach oben korrigiert: von 2,6 Millionen 
auf 6,7 Millionen Tonnen. Die FDP trau-
te diesen statistischen Berechnungen 
nicht und gab ein Gegengutachten bei 
zwei „Verkehrsökonomen“ in Auftrag. 
Schon die Fachbezeichnung dieser 
beiden Wissenschaftler deutet darauf 
hin, wie das Ergebnis ausfallen musste 
– schließlich handelt es sich bei ihnen 
nicht um Verkehrsökologen. Prompt 
kamen sie zu dem erwarteten Schluss, 
dass „realistischerweise“ maximal 1,1 
Millionen Tonnen einzusparen seien. 
Dem Umweltbundesamt warfen sie 
vor, „fehlerhafte Datensätze“ benutzt 
zu haben. 

Die FDP triumphierte – als ob nicht 
jede Einsparung von CO2 zu begrüßen 
sei, gleich in welcher Höhe. Ganz zu 
schweigen davon, dass es bei Tempo 
120 weniger Stress für alle auf der 
Autobahn gäbe und nachgewiesener-
maßen weniger schwere Unfälle mit 
Todesfolge passieren würden.

Ein Tempolimit wird es in Deutschland 
wohl erst geben, wenn die Ampel für 
die FDP auf Rot steht. 

Mit den besten Grüßen
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Der Kampf um
das fossile Geschäftsmodell 
Eine Studie untersucht die Macht der Gaslobby

von Joachim Maiworm

Die fossile Energiewirtschaft steht un-
ter erheblichem Druck. Zum einen 
wird sie von denjenigen attackiert, 

die wirksamen Klimaschutz unter kapita-
listischen Bedingungen nicht für möglich 
halten. Zum anderen drängen Stimmen in 
den Vordergrund, die den Kapitalismus eher 
als Lösung des Problems sehen denn als 
Zerstörer der planetarischen Lebensgrund-
lagen. Würden Investitionen in erneuerbare 
Energien gegenüber fossilen größere Profite 
versprechen, heißt es etwa im Wochenblatt 
Die Zeit, sei international ein Wettrennen um 
die Erneuerbaren zu erwarten – und damit 
eine rettende Klimaschutz-Dynamik auf Ba-
sis nachhaltiger Energieträger (vgl. Die Zeit 
vom 23. Februar 2023).

Es wundert also nicht, dass die Gaswirt-
schaft erhebliche Anstrengungen unter-
nimmt, um die eigene Existenz zu  legitimie-
ren. Mit Erfolg, denn ihr Lobbyismus zeigt 
offenbar wesentliche Ergebnisse, wie eine 
Mitte Februar veröffentlichte umfangreiche 
Studie des Vereins LobbyControl eindrück-
lich belegt. Auf Basis einer Auswertung der 
Daten des seit über einem Jahr bestehenden 
Lobbyregisters werden die Kanäle unter-
sucht, über die die großen deutschen Gas-
konzerne und ihre Lobbyverbände Einfluss 
auf die Politik nehmen. Dabei liegt ihr Fokus 
auf den einflussreichsten Schlüsselfiguren 
und deren Netzwerken. Insbesondere habe 
der massive Lobbyeinfluss dazu geführt, 
dass die „Erzählung“, fossiles Erdgas sei 
ein klimafreundlicher Energieträger und so-
mit wichtiger Teil der Energiewende, von der 
Bundesregierung übernommen worden ist – 
auf Kosten des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien. Dieser Einfluss setze sich aktuell 
beim Aufbau der LNG-Infrastruktur fort.

LobbyControl beschreibt aber nicht nur be-
stehende Missstände, sondern beansprucht 

auch, die notwendigen politischen Verände-
rungen im Verhältnis von Politik und Gasin-
dustrie in Form eines Forderungskatalogs 
aufzeigen zu können.

Wesentliche Ergebnisse der Studie sind im 
Folgenden zusammengefasst.

Viele Treffen und privilegierte Zugänge

Nach weitgehender Stilllegung der „Russ-
land-Netzwerke“ wirkt der Lobbyismus in der 
aktuellen Regierung fort. So trafen sich von 
Dezember 2021 bis September 2022 Vertre-
ter:innen der großen Gaskonzerne im Schnitt 
einmal täglich mit Spitzenpolitiker:innen der 
Bundesregierung (mehr als 260 Mal). Wie es 
in der Studie heißt, sei das deutlich mehr als 
bei den Vorgängerregierungen. Mit Umwelt-
verbänden oder anderen energiepolitischen 
Akteuren gab es dagegen nicht annähernd 
so viele Treffen. Die Lobbymacht der großen 
Konzerne wie Uniper, Wintershall DEA oder 
RWE wurde zudem durch energieintensive 
Unternehmen wie BASF unterstützt. Gemein-
sam mit der Gasindustrie übten sie Druck 
auf die Politik aus, um auf genügend kosten-
günstiges Gas zugreifen zu können.

Die Gaskonzerne sind weiterhin äußerst ak-
tiv, vor allem auch mit Blick auf das Projekt 
eines massiven Ausbaus der LNG-Infrastruk-
tur, das große neue fossile Geschäftsfelder 
eröffnen soll. 

Als besonders pikantes Detail sei auch ge-
nannt, dass die Deutsche Energie-Agentur 
(DENA) der Gasindustrie einen privilegierten 
Zugang in das Bundeswirtschaftsministeri-
um anbietet. Bei der DENA handelt es sich 
um eine im Jahr 2000 von der rot-grünen 
Bundesregierung unter Gerhard Schröder 
gegründete, von der Rechtsform her pri-
vate, tatsächlich aber mehrheitlich bundes-
eigene GmbH. Ihre Aufgabe besteht darin, 
die Regierung in energiepolitischen Fragen 



zu beraten. Stattdessen aber, schreibt 
LobbyControl, fungiere sie als „Lobby-
kanal für Unternehmen“. Soll heißen: Die 
Regierung toleriert den Gaslobbyismus 
nicht nur, sondern fördert ihn sogar. 
Das Unternehmen sorgt dafür, dass im 
Rahmen verschiedener Austauschforma-
te einseitig Wirtschaftsvertreter:innen 
in politische Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden, während Umwelt- 
oder Verbraucherschutzverbände weit-
gehend außen vor bleiben. Die DENA 
wird folgerichtig nicht nur vom Bundes-
wirtschaftsministerium, sondern auch 
aus privaten Quellen finanziert (z.B. von 
den Energiefirmen Wintershall DEA, Eon 
oder Exxon Mobil).

Ein Zitat aus der Studie:

„Auf diese Weise entstand auch die 
Gasstrategie der Bundesregierung: Sie 
wurde weitgehend von der Industrie 
selbst formuliert und räumte Gas eine ent-
sprechend große Rolle in der deutschen 
Energiepolitik ein. Auch unter Wirtschafts-
minister Habeck wirken die gasfreundli-
chen Netzwerke und Strukturen rund um 
das Ministerium weiter – sei es durch 
gasfreundliches Personal im Ministerium, 
durch weiterhin aktive Lobbyverbände mit 
guten Zugängen ins Ministerium und wei-
terhin bestehende gasfreundliche Struk-
turen innerhalb der DENA. Gaskonzerne 
sind infolge der Energiekrise noch enger 
in die Arbeit des Wirtschaftsministeriums 
sowie des Bundeskanzleramts eingebun-
den als zuvor.“ (Seite 7)

Hohe Ausgaben

74 Unternehmen und zwölf Lobbyver-
bände der Gaswirtschaft, die sich im 
Lobbyregister finden lassen, gaben im 
Jahr 2021 zusammen rund 40 Millio-
nen Euro pro Jahr für Lobbyarbeit aus 
und beschäftigten dabei 426 Personen. 
Hinzuzurechnen sind weitere Millionen- 
summen aus der gasverbrauchenden 
Industrie sowie die Lobbyausgaben von 
Gazprom und dessen Tochterkonzernen, 
die sich seinerzeit nicht ins Lobbyregis-
ter eingetragen hatten. Zum Vergleich: 
Die drei größten Umweltverbände, die 
sich für den Ausstieg aus dem fossilen 
Energieträger Gas engagieren, verfüg-
ten in dieser Zeit insgesamt nur über 
1,5 Millionen Euro für ihre Lobbyarbeit 
(Deutsche Umwelthilfe, Greenpeace und 
BUND). Laut Lobbyregister arbeiten le-
diglich zwischen 83 und 110 Lobbyisten 
für diese drei Organisationen.

Enge personelle Verbindungen

LobbyControl spricht von mindestens 
30 ehemaligen Politiker:innen, die als 
gut bezahlte Seitenwechsler für die Lob-
byabteilungen der Gasindustrie arbei-
ten. Neben Gerhard Schröder, der dem 
„russischen Gas“ den Zugang zu wichti-
gen SPD-Minister:innen ebnete, handelt 
es sich zum Beispiel um Kerstin Andre-
ae, die als ehemalige Bundestagsabge-
ordnete der Grünen nun die mächtige 
Lobbyorganisationen BDEW (Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft) 
leitet und über einen guten Draht ins 
grün geführte Wirtschaftsministerium 
verfügt. Aus dem christdemokratischen 
Spektrum fungiert der ehemalige CDU- 
Abgeordneter und parlamentarische 
Staatssekretär Friedbert Pflüger als 
Aufsichtsratsvorsitzender des Lobbyver-
bands Zukunft Gas.

Auch zwischen Wirtschaftsministerium 
und Gasbranche gebe es enge Verflech-
tungen, schreibt LobbyControl. Minister 
Habeck (Die Grünen) habe zwar nach 
Amtseintritt die Führungskräfte seines 
Hauses ausgewechselt, die Abteilung 
„Wasserstoff und Gas, Energieeffizienz 
in Industrie und Gewerbe“ werde aber 
auf Ebene der Unterabteilungs- und Re-
feratsleitung noch immer mit Personen 
besetzt, „die über Jahre enge Verbin-
dungen mit der Gasindustrie gepflegt 
haben“ (Seite 80).

Die Forderungen 
von LobbyControl

Die Gaskonzerne drängen nachdrücklich 
auf den Erhalt ihres fossilen Geschäfts-
modells. Soll ein Ausstieg aus dem fos-
silen Energieträger Gas aber gelingen, 
so LobbyControl, müssten die Lobby-
netzwerke zurückgedrängt werden. 
Zumindest sei „mehr Ausgewogenheit 
in der Beteiligung verschiedener Inter-
essengruppen sowie mehr Transparenz 
über politische Entscheidungsprozesse“ 
(Seite 5) zu gewährleisten. Insbesonde-
re, da sich seit Beginn des Ukraine-Krie-
ges die Kontakte zwischen Gasindustrie 
und Politik intensiviert hätten. Zudem 
fordert LobbyControl eine sogenannte 
Lobby-Fußspur, „die Kontakte zwischen 
Spitzenpolitiker:innen und -beamten mit 
Lobbyakteuren offenlegt und sichtbar 
macht, welche Interessen von Unter-
nehmen oder Verbänden in konkreten 
Gesetzgebungsprozessen Berücksichti-
gung gefunden haben und welche nicht“ 
(Seite 43). Weitere Forderungen lau-

ten: Das Sponsoring sollte offengelegt 
und begrenzt, die bestehenden Regeln 
für Seitenwechsel aus der Politik in die 
Wirtschaft und in Lobbyjobs verschärft, 
Akteure mit Anliegen in den Bereichen 
Klima-, Umwelt- und Verbraucherschutz, 
Soziales und Menschenrechte in glei-
chem Maße angehört werden. Außer-
dem sollen Lobbynetzwerke und -arbeit 
autoritärer Staaten deutlich stärker kri-
tisch in den Blick genommen sowie die 
Macht von Konzernen über das Kartell-
recht und weitere Regulierungsmaßnah-
men eingeschränkt werden.

Fazit

Bei der Vorstellung der Studie in Berlin 
verwies Co-Autorin Nina Katzemich dar-
auf, dass sich die Gaslobby als Partner 
der erneuerbaren Energien inszeniere. 
Dabei werde bewusst vernachlässigt, 
dass Gas ein fossiler und eben kein 
nachhaltiger Energieträger sei (vgl. Ber-
liner Zeitung vom 15. Februar 2023). 
Das Narrativ von Erdgas als vermeint-
lich saubere und klimafreundliche „Brü-
ckentechnologie“ habe sich erfolgreich 
durchgesetzt. Völlig zu Unrecht: Die 
letzten Bundesregierungen, heißt es 
schon zu Beginn der Studie, hätten es 
verpasst, rechtzeitig den Umstieg auf 
erneuerbare Energien einzuleiten. Die 
Folgen für die Gesellschaft seien ver-
heerend: „Es drohen weitere erhebliche 
Klimaschäden, milliardenschwere Fehlin-
vestitionen zulasten der Steuerzahler:in-
nen, enorme Preissteigerungen sowie 
möglicherweise sogar Versorgungseng-
pässe.“ (Seite 5)

Die vorliegende 108-seitige Studie von 
LobbyControl weist nach: Die Erdgas-
lobby ist so einflussreich wie eh und je. 
Die akribische Untersuchung des Trans-
parenz-Vereins leistet aber das, was sie 
verspricht: Sie wirft  ein erhellendes 
Licht auf die „Schattenpolitik“ der Gigan-
ten des Gasmarkts.

Quellen:
• „Pipelines in die Politik. Die Macht der Gaslob-

by in Deutschland“, hrsg. von LobbyControl 
e.V. (Autorinnen: Dr. Christina Deckwirth und 
Nina Katzemich), Köln, Februar 2023

• Jochen Bittner: „Der Weltuntergang fällt aus“, 
Die Zeit vom 16. Februar 2023

• Christine Dankbar: „Neue Studie: LobbyCont-
rol warnt vor fortgesetztem Einfluss der Gas- 
industrie“, Berliner Zeitung (Online) vom 15. 
Februar 2023



Deutschland gilt nach wie vor als 
Paradies für Menschen, die große 
Summen Geld waschen wollen – 

und wird regelmäßig für seine defizitäre 
Geldwäsche-Aufsicht und Strafverfolgung 
kritisiert. Auch auf supranationaler Ebe-
ne haben Finanzkriminelle gute Chancen, 
unbehelligt zu bleiben. Eine Meldung aus 
der Tagespresse im Februar 2023 steht 
exemplarisch für die Hindernisse bei der 
Geldwäsche-Bekämpfung.

Nach einem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) vom Ende November 
2022 soll in EU-Mitgliedsstaaten nicht 
mehr für jedermann einsehbar sein, wer 
als Eigentümer hinter einer bestimmten 
Firma steht. Die EU muss nun ihre Geld-
wäsche-Richtlinie überarbeiten, um die 
Privatsphäre von Firmeneigentümern 
besser zu schützen. In der Folge haben 
bereits viele Länder ihre Transparenz-
register geschlossen oder den Zugang 
eingeschränkt.

Die Wiener Tageszeitung Der Standard 
schrieb in ihrer Onlineausgabe vom 10. 
Februar 2023:

„Das Urteil war kaum publik, da ging 
das sogenannte Transparenzregister in 
Luxemburg bereits offline. Es folgten die 
entsprechenden Datenbanken in Deutsch-
land, Österreich und den Niederlanden. 
Damit wurden mit einem Richterentscheid 
jahrelange, wenn nicht jahrzehntelange 
Anstrengungen zunichtegemacht. Von ei-
nem Tag auf den anderen war nicht mehr 
öffentlich einsehbar, wer sich hinter ver-
worrenen Konstruktionen aus Briefkasten-
firmen, Stiftungen und Trusts versteckt.
Es sei eine ‚perverse Entscheidung‘, 
kritisiert der Steueroasen-Experte And-
res Knobel von der Nichtregierungsor-
ganisation Tax Justice Network. Andere 
sprechen von einem ‚totalen Desaster‘. 
Ausgerechnet in einer Zeit, in der Ermitt-
ler, Journalisten und Aktivistinnen auf 
der ganzen Welt versuchen, Vermögen 
von sanktionierten Russen aufzuspüren 
und einzufrieren, wird eines der wichtigs-
ten Werkzeuge für diese Detektivarbeit 
kaputt gemacht.“

Auch Deutschland zog entsprechende 
Konsequenzen: Derzeit müssen Perso-
nen, die einen Antrag auf Einsicht ins 
deutsche Transparenzregister stellen, 
ein sogenanntes berechtigtes Interesse 
nachweisen – und zwar für jede einzel-
ne zu recherchierende Firma, was sehr 
aufwändig ist. Auf den Antragsbescheid 
muss gegebenenfalls Wochen gewartet 

werden, was bei umfangreichen Recher-
chen eine massive Behinderung darstellt.

Weitere Reaktionen auf das Urteil

Die Generalstaatsanwaltschaft Berlin kri-
tisiert genau diese Wirkung der Gerichts-
entscheidung, da somit auch Ermittlungs-
behörden begründete Anträge für eine 
Einsicht ins deutsche Transparenzregis-
ter stellen müssten – was die Nutzung 
umständlich mache. Ein Oberstaatsan-
walt beklagt, dass gerade in größeren 
Wirtschaftsverfahren eine Vielzahl von 
Einzelfirmen und Firmenverbünden eine 
Rolle spielen würden, für die dann jeweils 
einzelne Anfragen mit jeweiligen Begrün-
dungen anfielen (vgl. tagesschau.de).

Die NGO Finanzwende stellt fest, dass 
„das Urteil ein herber Schlag ins Gesicht 
sei“ (Süddeutsche Zeitung). Bei Enthül-
lungen wie den Panama Papers oder 
anderen Leaks sehe man, wie wichtig 
dieser Zugang zu den Transparenzregis-
tern sei – auch für Privatpersonen, die 
wissen wollten, wem ihr Haus eigentlich 
gehört. Viele große Immobilienunterneh-
men versteckten ihre wahren Eigentü-
mer hinter anonymen Offshore-Konstruk-
tionen (ebd.).

Eine Vertreterin von Transparency Inter-
national kritisiert das Urteil, weil es die 
Möglichkeiten der Öffentlichkeit und der 
Zivilgesellschaft einschränke, Korrupti-
on, Geldwäsche, Umweltverbrechen und 
organisierte Kriminalität aufzudecken 
(ebd.). Auf ausländische Transparenz-Re-
gister hätten deutsche Ermittlungsbehör-
den jetzt auch keinen automatischen Zu-
griff mehr, erklärt Christoph Trautvetter 
vom Netzwerk Steuergerechtigkeit. Sie 
könnten zwar ein Rechtshilfeersuchen 
stellen, was aber vermutlich wieder zu 
mehr Bürokratie und Verzögerung bei den 
Ermittlungen führe (vgl. tagesschau.de).

Der Hintergrund 
der Entscheidung

Vor dem EuGH geklagt hatte unter an-
deren Patrick Hansen, Chef der Luxem-
burger Firma Luxaviation. Vorgeblich, 
weil die EU-Gesetzgebung seine Privat-
sphäre und Sicherheit sowie den Schutz 
seiner persönlichen Daten verletzt habe. 

Das EuGH-Urteil wird aktuell von den 
Medien aufgegriffen, weil internationale 
Recherchen, koordiniert vom Organized 
Crime and Corruption Reporting Project 
(OCCRP), nun nachweisen, dass Hansen 
in den vergangenen 15 Jahren Eigentü-
mer, Direktor oder Verwaltungsratsvor-
sitzender von rund 100 Offshore-Firmen 
in einschlägig bekannten Steueroasen 
wie Luxemburg, den Britischen Jung-
ferninseln oder Belize war (vgl. Süddeut-
sche Zeitung).

Offenbar war er auch in Geschäfte mit 
zwei russischen Milliardären aus dem Öl-
business involviert. Vom Sohn eines die-
ser Milliardäre scheint Luxaviation auch 
Darlehen in Höhe vieler Millionen Dollar 
bekommen zu haben. Das, so zeigen die 
Recherchen, könnte den schnellen Auf-
stieg von Luxaviation zur Nummer Zwei 
im Privatjetgeschäft erklären.

Die Richtlinie, deren Regelung durch 
Hansens Klage außer Kraft gesetzt wur-
de, hatte die EU erst 2018 beschlossen 
– „eher zum Unmut jener Finanzplätze 
und EU-Länder, die häufig von nicht 
ganz sauberen Finanzpraktiken profitie-
ren“ (Der Standard). Letztlich ausgelöst 
wurde die Richtlinie durch die Veröffent-
lichung der sogenannten Panama Pa-
pers, die den milliardenschweren Miss-
brauch anonymer Firmenkonstruktionen 
in Steueroasen offengelegt hatten.

Quellen:
• Carina Huppertz/Frederik Obermaier/Micha-

el Sauga/Jakob Pflügl: „Wie ein Luxemburger 
Geschäftsmann Europas Kampf gegen Geld-
wäsche ausbremste“, Der Standard (Online) 
vom 10. Februar 2023

• h t tps ://www.ders tandard .de/story/ 
2000143404703/wie-ein-luxemburger-     
geschaeftsmann-europas-kampf-gegen-geld-
waesche-ausbremste

• Mauritius Much: „Dämpfer im Kampf gegen 
Geldwäsche“, Süddeutsche Zeitung vom 
11./12. Februar 2023

• Benedikt Strunz/Sebastian Pittelkow/Palina 
Milling/Petra Blum: „Weniger Transparenz 
nach EuGH-Urteil“, tagesschau.de, 10. Feb-
ruar 2023

• https://www.tagesschau.de/investigativ/
ndr-wdr/eugh-urteil-schliessung-register-klae-
ger-russland-101.html

Herber Rückschlag beim 
Kampf gegen Geldwäsche



Seit 2006 veranstaltet Business 
Crime Control zusammen mit der 
KunstGesellschaft in Frankfurt am 

Main Matineen zu politischen und kultu-
rellen Themen. Inzwischen sind es an die 
200 Veranstaltungen geworden. Nach 
einigen Wechseln des Ortes finden sie 
seit vielen Jahren monatlich einmal im 
Club Voltaire statt. Hier eine exemplari-
sche Auswahl: „Rechts macht auf links. 
Die national-soziale Gefahr“ mit Prof. Dr. 
Klaus Dörre, 2018; „Antisemitismus im 
Deutschland der Gegenwart“ mit Prof. 
Dr. Armin Pfahl-Traughber, 2019; „Rech-
te Allianzen bedrohen die offene Gesell-
schaft“ mit Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer, 
2020; „Patente töten“ mit Anne Jung 

von medico international, 2021; „Was-
ser ist Leben“ mit Prof. Dr.-Ing. Franz-
Bernd Frechen, 2022; „Kulturelle Prä-
gungen und Politik“ mit Prof. Dr. Dieter 
Kramer, 2022.

Am 26. Februar dieses Jahres war Nicole 
Deitelhoff, Professorin an der Frankfurter 
Universität und geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der Hessischen Stiftung 
Friedens- und Konfliktforschung zu Gast 
in der Matinee, mit dem Thema: „Putin 
und der Krieg. Kann es eine Verhand-
lungslösung im Ukrainekonflikt geben?“ 
Moderiert wurde die Matinee, wie viele 
vorher, von der Journalistin Ulrike Holler. 
Das zahlreich erschienene Publikum im 

Club Voltaire erwartete von der Referen-
tin, die es von Fernsehinterviews und Auf-
tritten in Talkshows her kannte, Antworten 
auf drängende und bedrängende Fragen: 
Wie hat sich der Konflikt entwickelt? Hätte 
es Alternativen gegeben? Welche Interes-
sen sind im Spiel? Wie soll es weiterge-
hen mit dem Krieg in der Ukraine? Welche 
Chancen für einen Waffenstillstand und 
anschließende Verhandlungen gibt es? 
Wie könnte eine neue Friedensordnung in 
Europa erreicht werden?

Nicole Deitelhoff skizzierte zunächst 
ihre Position: Putin sei eindeutig der 
Aggressor, die Ukraine habe ein Recht 
auf Selbstverteidigung, bei der ihr auch 
mit Lieferung von Rüstungsgütern ge-
holfen werden solle, solange kein Waf-
fenstillstand möglich ist. Auch was die 
Vorgeschichte des Krieges betrifft sah 
sie – zunächst – keine weitere Mitver-
antwortung des Westens. Der Beitritt 
osteuropäischer Länder zur NATO sei 
schließlich durch Abmachungen mit 
Russland abgefedert worden: Keine stän-
dige Stationierung westlicher Truppen in 
diesen Ländern; NATO-Russland-Rat als 
vertrauensbildende Maßnahme; bisher 
keine Aufnahme der Ukraine in das nord-
atlantische Bündnis trotz entsprechender 
Bestrebungen. Eine Täter-Opfer-Umkehr, 
wie sie in Teilen der Protestbewegung ge-
gen den Krieg beobachtet werden könne, 
sei deshalb falsch und nicht angebracht.

Nach Fragen aus dem Publikum differen-
zierte die Friedens- und Konfliktforscherin 
allerdings ihre Aussagen in diesem Punkt: 
So habe die USA Russlands Sicherheits-
interessen verletzt, beispielsweise durch 
ihre Präsenz im Schwarzen Meer und 
ihre treibende Rolle im Jugoslawienkrieg. 
Nach dem Ende der Sowjetunion sei 
nicht das von Gorbatschow vorgeschla-
gene „gemeinsame Haus Europa“ ange-
strebt und verwirklicht worden. Ansätze 
dazu wie die im Kalten Krieg geschaffene 
OSZE, die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, seien nicht 
weiter verfolgt und ausgebaut worden. 
Stattdessen habe es einen Rückfall in 
alte Strukturen gegeben.

In einem im letzten Jahr erschienenen 
Beitrag für die Blätter für deutsche und 
internationale Politik hatte Deitelhoff 
ihre Haltung dazu wie folgt dargelegt: 
„Trotz aller Rede von einer Zeitenwende 
… sollte Vorsicht walten, wegen dieser 
Entwicklungen alle Erfahrungen und bis-
herigen Grundlagen einer kooperativen 
Sicherheitsordnung zu verwerfen.“ Es 

Eine Matinee  
zu Krieg und Frieden

von Reiner Diederich



Rheinmetall & Co. 

Als Russland am 24. Februar 2022 
die Ukraine angriff, reagierten die 

Börsen nervös, die Kurse rauschten 
nach unten. Anleger sollten aber nun 
einen kühlen Kopf bewahren, empfah-
len Banken und Finanzexperten. Tat-
sächlich gab es aber auch Gewinner 
an der Börse: Direkt nach Kriegsbe-
ginn schoss die Aktie des Rüstungs-
konzerns Rheinmetall nach oben und 
befi ndet sich seither im Höhenfl ug. 
Mittlerweile ist die Aktie mit über 200 
Euro doppelt so viel wert wie in den Ta-
gen vor dem Krieg.

Das Geschäft bei Rheinmetall brummt 
und damit auch in Kassel, dem welt-
weit größten Standort des Unterneh-
mens für Produktion und Instandhal-
tung von gepanzerten Fahrzeugen… 
Nach vorläufi gen Schätzungen steige 
der Unternehmensgewinn im Jahr 
2022 im Rüstungssegment um 20 
Prozent, das sei ein „Rekordwert“ teil-
te das Unternehmen dem hr mit. Der 
Krieg ist auch ein gutes Geschäft.

Für 2023 rechnet Rheinmetall, dass 
der Umsatz nochmal um mehr als 10 
Prozent steigt. Davon profi tieren auch 
die Mitarbeiter: Im Vorstand wird ein 
Teil des Gehalts in Aktien ausgezahlt, 
für andere steht das Aktienkaufpro-
gramm „Mein Stück Rheinmetall“ zur 
Verfügung. Wer hier – laut Rheinme-
tall – zu „attraktiven Konditionen“ zu-
gegriffen hat, konnte im vergangenen 
Jahr deutlich profi tieren...

Auch Niklas Schörnig, Rüstungsexperte 
bei der Hessischen Stiftung Friedens- 
und Konfl iktforschung in Frankfurt, 
sagt, dass die Rüstungskonzerne offen-
sichtlich vom Krieg profi tieren. Am Akti-
enkurs von Rheinmetall sehe man, dass 
nicht nur das Unternehmen, sondern 
der gesamte Markt davon ausgeht, 
dass der Krieg gut fürs Geschäft sei.

Bei der Preisgestaltung sei es in der 
Rüstungsindustrie außerdem anders 
als beim Autohändler in der Nähe. 
Die Preise seien im Rüstungsgeschäft 
vorher nicht fi x vereinbart. Es gebe 
stattdessen ein „Kostenplus Preisver-
fahren“: „Infl ation darf gesteigert wer-
den, wenn sich die Anforderungen än-
dern von Nachfragerseite, dann wird 
das auch neu bepreist. Die Projekte 
sind so gestaltet, dass der Hersteller 
nicht mit Verlust rausgeht.“

Quelle: Aus einem Beitrag von Sonja 
Süß, hr-iNFO, 11. Januar 2023

zeige sich gerade in der gegenwärtigen 
Situation, „dass die ausschließliche Aus-
richtung an Abschreckung keine belast-
bare Grundlage für Stabilität ist“.

Auf die Frage, wie es denn im Ukraine- 
krieg weitergehe, antwortete Nicole Dei-
telhoff, dass gegenwärtig noch beide 
Seiten fest davon überzeugt seien, die 
andere militärisch in die Knie zwingen zu 
können. Sie glaube persönlich nicht dar-
an, dass dies möglich ist. Die Siegespro-
paganda auf beiden Seiten sei ein Mittel 
der psychologischen Kriegsführung nach 
innen und außen. Gewaltkonfl ikte hätten 
eine hohe Eigendynamik, bei der auch 
Unwägbarkeiten, Unerwartetes und das 
Glück mitspielten. 

Wie aber solle man unter diesen Um-
ständen aus der destruktiven Gewaltspi-
rale mit ihren grausamen Folgen und der 
Gefahr einer Ausweitung des Krieges bis 
hin zum Einsatz von Atomwaffen heraus-
kommen? Es gehe darum, so Deitelhoff, 
„aus einem unteilbaren Konfl ikt eine 
Teilbarkeit zu machen“. Das bedeute, 
die bereits ständig laufenden Verhand-
lungen zu Einzelfragen wie dem Ge-
treideexport aus der Ukraine oder dem 
Austausch von Gefangenen fortzusetzen 
und auszuweiten. International müss-
te sich unter Beteiligung der UNO eine 
Gruppe von Staaten zusammenfi nden, 
die sich, wie Indien und China, bisher 
eher oder teilweise neutral zum Konfl ikt 
verhalten haben, um eine Vermittlungs- 
ebene zu schaffen als Basis für künftige 
Verhandlungen. 

Nicole Deitelhoff gebrauchte in diesem 
Zusammenhang das Bild von einem Zi-
tronenbaum, um den heftig gestritten 
wird. Die unproduktivste Lösung sei es, 
ihn in Stücke zu zerschneiden. Davon 
hat niemand wirklich etwas, denn dann 
wäre er tot. Die Teilung seiner Früchte 
sei sinnvoller, aber dazu brauche es Zeit 
und Geduld, um sie wachsen zu lassen. 

Entsprechend Zeit werde eine Lösung 
im Ukrainekonfl ikt benötigen. Die Um-
risse dazu beschrieb Deitelhoff ganz 
ähnlich so, wie sie sich schon einmal 
bei den Verhandlungen zwischen der 
Ukraine und Russland im Frühjahr 2022 
abgezeichnet hatten, die dann abge-
brochen wurden: Verzicht der Ukraine 
auf eine Mitgliedschaft in der NATO, 
mit Sicherheitsgarantien durch andere 
Länder. Sicherheitsgarantien müsse es 
auch für Russland geben. Rückzug der 
russischen Truppen und Aufhebung der 

Sanktionen. Zurückstellen aller territori-
alen Fragen und zivile UN-Verwaltung in 
den umstrittenen Gebieten für die nächs-
ten 15 Jahre. Danach international orga-
nisierte und überwachte Referenden im 
Donbass und auf der Krim, um deren 
Status zu klären. 

Bis dahin werde es eine andere Gene-
ration von Entscheidern in Russland und 
in der Ukraine geben, die zu einer dau-
erhaften Lösung des Konfl ikts fähiger 
und bereiter sein würde als die jetzige. 
Was an dieser Stelle noch einmal beson-
ders auffi el, war das Fehlen einer poli-
tisch-ökonomischen Analyse der Kriegs-
ursachen und der Interessen am und im 
Krieg. Damit befand sich die Referentin 
aber im Einklang mit der Mehrheit ih-
rer wissenschaftlichen Kolleginnen und 
Kollegen. Näheres dazu kann man dem 
sehr lesenswerten Dossier „Quo vadis 
Friedensforschung?“ entnehmen, das 
als Beilage zur Zeitschrift Wissenschaft 
und Frieden Nr. 1/2023 erschienen ist. 

Für die Protestbewegungen gegen Krieg 
und Militarisierung zeigte Nicole Dei-
telhoff Sympathien. Sie teile durchaus 
deren Ziele. Die gegenwärtige Friedens-
bewegung befi nde sich aber in dem Di-
lemma, dass die Forderung nach einem 
sofortigen Stopp der militärischen Hilfe 
für die Ukraine bedeuten würde, dass 
Russland siegt und gar kein Interesse 
mehr an Verhandlungen hat. Die unkon-
ditionierte Lieferung von immer weiteren 
Waffen wiederum verlängert den Krieg 
und widerspricht somit erst einmal dem 
Ziel, Frieden zu schließen. 

Die unterschiedlichen Auffassungen 
zu dieser und anderen Fragen, die den 
Krieg in der Ukraine und seine Folgen 
betreffen, führten in der Matinee nicht, 
wie so oft, zu gegenseitigen Vorwürfen 
mit negativen Etikettierungen. Die Dis-
kussion blieb, mit wenigen Ausnahmen, 
weitgehend sachlich und solidarisch. 
Damit war, zumindest im Kleinen, für 
zwei Stunden schon einmal etwas an 
Friedensfähigkeit gewonnen.

Als Fazit und Aufforderung sei hier zi-
tiert, was Nicole Deitelhoff an anderer 
Stelle geschrieben hat: „Ja, wir sind 
wieder zurück auf Null. Doch angesichts 
der gewaltigen Herausforderungen, vor 
denen die Weltgemeinschaft steht – die 
drängendste ist zweifellos die Abwen-
dung der Klimakatastrophe –, können 
wir es uns schlicht nicht leisten, lange 
an diesem Nullpunkt stehen zu bleiben.“



Im Caricatura Museum in Frankfurt am 
Main ist jetzt einige Monate lang eine 
Ausstellung zur Geschichte der satiri-

schen Zeitschrift „Pardon“ zu sehen ge-
wesen, die von 1962 bis 1982 erschien. 
Einer der beiden Kuratoren der Ausstel-
lung war Gerhard Kromschröder, der 
als „Pardon“-Redakteur zusammen mit 
Nikolaus Jungwirth 1971 die vermeintli-
che Initiative „Bürger, schützt Eure Ban-
ken!“ gründete. Prominente, die gebeten 
wurden, die Initiative zu unterstützen, 
fielen prompt auf sie herein, wie Alfred 
Dregger, der stramm rechte damalige 
Vorsitzende der CDU Hessen, sowie der 
damalige Chef des Bundeskriminalamts 
Horst Herold. Wir haben Gerhard Krom-
schröder im Rückblick auf diese Aktion 
ein paar Fragen gestellt.

Mit Ihrer vermeintlichen Bürgerinitiative 
war damals der Schutz vor Bankräubern 
gemeint, die man angeblich an verdäch-
tigem Verhalten vor Banken erkennen 
sollte. Erscheint heute angesichts von 
Cum-Ex-Betrügereien und Geldwäsche 
auch mit Hilfe von Banken eine derar-
tige satirische Aktion überhaupt noch 
denkbar, und wenn ja, wie könnte sie 
aussehen?

Kromschröder: Aber immer! Die Leute 
sind ja viel leichtgläubiger als wir wahr-
haben wollen. Und die Banken umgibt in 
der allgemeinen Wahrnehmung immer 
noch, trotz aller Skandale, eine Aura 
der Seriosität. Was sich im Moment ab-
spielt, könnte man durchaus mit einer 
Satire verdeutlichen, die unserer dama-
ligen Aktion ähnelt: Die Banken werden 
geschützt, diesmal von oben, trotz aller 
Betrügereien; sie werden gepampert, 
und ihre Schulden übernimmt die Allge-
meinheit.

Am Schluss des damaligen Artikels 
in „Pardon“ zu Ihrer Aktion wurde der 
Brecht-Spruch zitiert: „Was ist ein Ein-
bruch in eine Bank gegen die Gründung 
einer Bank?“ Sind die Banken inzwischen 
nicht längst in gewisser Weise selber zu 
Räubern geworden?

Kromschröder: Natürlich, denn sie sind 
das, was sie schon immer waren: eher 
mafiöse Vereinigungen als selbstlose, 
dem Allgemeinwohl verpflichtete Ver-
wahr- und Vermehrungsanstalten von 
ihnen anvertrautem Geld.

Könnte oder sollte man „Bürger, schützt 
Eure Banken!“ heute nicht zeitgemäß 
neu interpretieren, zum Beispiel als prä-
ventive Aufforderung, die Geldinstitute 
unter öffentliche, demokratische Kont-
rolle zu nehmen?

Kromschröder: Das ist längst überfällig. 
Es wird endlich Zeit, dass sich die Bank-
kunden nicht länger an der Nase herum-
führen und abmelken lassen, zum Bei-
spiel durch hohe Gebühren und wenig 
Zinsen; es geht nicht an, dass die Ban-
ken weiter die Politik vor sich hertreiben 
und es so immer wieder schaffen, die 

Schäden, die sie verursachen, auf die 
Gesamtbevölkerung abzuwälzen. Statt 
„Bürger, schützt Eure Banken!“, wie bei 
uns vor 50 Jahren, könnte der Slogan 
heute dann vielleicht lauten: „Bürger, 
übernehmt Eure Banken!“

Gerhard Kromschröder hat als investi-
gativer Journalist unter anderem Repor-
tagen über Neonazis, Giftmüll-Skandale 
und zur Flick-Spendenaffäre gemacht. 
Mit Günter Wallraff zusammen entwickel-
te er die Methode der Undercover-Re-
cherche. Berichte darüber veröffent-
lichte er unter dem Titel „Ich war einer 
von ihnen“ 1987 im Eichborn Verlag. 
Ab 1989 war Kromschröder dann Nah-
ost-Korrespondent des Stern. Während 
des ersten Irak-Kriegs arbeitete er als 
einziger deutscher Journalist und Fotore-
porter im bombardierten Bagdad. Zum 
zweiten Irak-Krieg erschien sein Buch 
„Bilder aus Bagdad – Mein Tagebuch“, 
in dem er seine Erfahrungen als Kriegs-
reporter beschrieb. Zuletzt veröffentlich-
te er zusammen mit dem Schriftsteller 
Gerhard Henschel mehrere Fotobände, 
bei denen sie sich auf die Lebensspuren 
verschiedener Dichter begaben, von Wil-
helm Busch bis Arno Schmidt.

„Bürger, schützt 
Eure Banken!“ 

von Reiner Diederich
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Es ist an sich bekannt, dass während 
der Jahrzehnte andauernden neo-
liberalen Welle massenhaft öffent-

liche Institutionen entweder vollständig 
oder teilweise privatisiert, damit der Will-
kür von Marktmechanismen und den Ent-
scheidungen profithungriger Investoren 
ausgeliefert wurden. Dies betraf auch 
Aufgabenbereiche öffentlich besoldeter 
Polizeikräfte und nationalstaatlicher Ar-
meen – von verschiedenen Regierungen 
wurden immer öfter private Söldnerfir-
men und Detekteien dafür bezahlt, de-
ren Funktion wahrzunehmen. Dass der 
Privatisierungswahn auch um den Sektor 
bisher staatlicher Geheimdienstarbeit 
keinen Bogen machte, ist kaum bekannt.

Wie der Autor Stephan Blancke gleich 
zum Anfang seines hier rezensierten Bu-
ches schreibt, gibt es zum Thema „Pri-
vate Geheimdienste“ hierzulande bisher 
keine nennenswerten Untersuchungen 
– zumindest nicht in den universitären 
Disziplinen Politik- und Geschichtswis-
senschaft. Offensichtlich ist das Thema 
hochgradig tabuisiert. Eine erweiterte 
und aktualisierte Neuauflage des doch 
schon etwas älteren Buches sei – wie 

der Autor kürzlich auf Anfrage mitteilte – 
derzeit leider nicht in Sicht.

Blancke liefert in seinem Werk als Ein-
führung folgende Definition: „Private Ge-
heimdienste sind in erster Linie betriebs-
wirtschaftlich orientierte Strukturen, 
die für ihre Auftraggeber Informationen 
beschaffen, diese analysieren und bei 
Bedarf Handlungsempfehlungen formu-
lieren. Einige dieser Strukturen bieten 
die Durchführung der genannten Emp-
fehlungen an.“

Und was hat dies nun mit Wirtschaftskri-
minalität zu tun? Man lese aufmerksam 
den zuletzt genannten Satz. Die betref-
fende „Durchführung“ wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht mit legalen Mit-
teln zu bewerkstelligen sein – sonst wür-
de man ja keine Geheimdienststrukturen 
mit dieser beauftragen.

Die Unterscheidung zwischen privatem 
Geheimdienst und krimineller Vereini-
gung ist somit ausgesprochen schwie-
rig. Gesondert erwähnt werden im Buch 
dann auch noch Strukturen, die nicht be-
triebswirtschaftlich orientiert sind, aber 
privat arbeiten – beispielsweise Sicher-
heitsapparate von Terrororganisationen 
oder von religiösen Sekten. Solche 
Organisationen sind selbstverständlich 
ebenfalls kriminell – auch wenn sie nicht 
primär gewinnorientiert arbeiten. Ande-
rerseits sind öffentlich besoldete Behör-
den derzeit immer weniger in der Lage, 
wirtschaftskriminelle Aktivitäten aus ei-
gener Kraft aufzuklären und greifen da-
her auf (bezahlte) Nachrichtenbeschaf-
fung durch private Institutionen zurück.

Das Phänomen privater Geheimdienstar-
beit ist an sich so neu nicht. Der Autor 
schildert in einem Kapitel Beispiele aus 
der Geschichte. Offensichtlich sind sol-
che Institutionen ebenso alt, wie es der 
Kapitalismus insgesamt ist. Die Dualität 
bürokratisch strukturierter Herrschafts-
apparate und ausschließlich an Profit-
maximierung interessierter Wirtschafts-
unternehmen bringt besondere Blüten 
an Absurdität hervor. Wie der Autor 
schreibt, gab es schon seit Jahrhunder-
ten eine Nachfrage für privat beschaffte 
Informationen – die dann auf verschie-

dene Weise auch befriedigt wurde. Der 
Autor erwähnt die berüchtigte, in den 
USA ansässige Detektei Pinkerton, die 
während des Bürgerkrieges von 1861 - 
1865 gegen Bezahlung für die Truppen 
der dann siegreichen Nordstaaten Auf-
klärungsdienste leistete. Als weiteres 
Beispiel wird die Auslandsspionage der 
Nazis in den USA genannt – man bedien-
te sich dabei einer eigens gegründeten 
privaten Detektei. Und der Industrielle 
Friedrich Flick betrieb seinen während 
des Zweiten Weltkriegs gegründeten pri-
vaten Nachrichtendienst offensichtlich 
noch lange Zeit danach.

Heute seien, wie der Autor schreibt, die 
Trennlinien zwischen öffentlich besolde-
tem und privatem Geheimdienst eher ver-
wischt. Wenn pensionierte Geheimdienst-
mitarbeiter eine formell private Firma 
gründen, kann niemand mit Bestimmtheit 
sagen, ob es sich bei dieser Firma um 
eine getarnte Behörde handelt oder aber 
um die Auslagerung staatlicher Aufgaben 
an ein Privatunternehmen. Eine Unter-
scheidung zwischen „staatlichen“ und 
„nichtstaatlichen“ Organisationen sei – 
wie der Autor als Fazit feststellt – „entwe-
der unter großen Abstrichen und mit zahl-
reichen Eventualitäten oder aber gar nicht 
durchführbar“. Erschwerend komme die 
Verweigerungshaltung der Geheimdienste 
hinzu, „letztlich aus dem Misstrauen ge-
speist, mit wissenschaftlichen Methoden 
durchleuchtet zu werden.“

Stephan Blancke: Private Intelligence. 
Geheimdienstliche Aktivitäten 
nicht-staatlicher Akteure,  
VS Verlag für Sozialwissenschaften,  
1. Auflage, Wiesbaden 2011,  
306 Seiten, 49,99 Euro

Private Intelligence 
von Gerd Bedszent

»Bürger demokratischer Gesellschaften sollten 
Kurse für geistige Selbstverteidigung besuchen, 
um sich gegen Manipulation und Kontrolle 
wehren zu können.«

NOAM CHOMSKY
Media Control
Wie uns die Medien manipulieren
256 Seiten, 17,90 €I
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Einige Leute werden sich erinnern: 
Die 1983 erschienene Erzählung 
„Kassandra“ der DDR-Schriftstelle-

rin Christa Wolf (1929-2011) galt lange 
Zeit  als Kultbuch der friedensbewegten 
Linken in Ost- und Westeuropa sowie an-
derer Teile der Welt. Ist doch die aus der 
Antike überlieferte Geschichte von der 
Königstochter, die das grausige Ende 
eines mutwillig vom Zaun gebrochenen 
Krieges und die Zerstörung ihrer Hei-
matstadt voraussah, jedoch dazu ver-
dammt war, dass niemand ihr glaubte, 
ein treffendes Gleichnis für die vermeint-
liche Ohnmacht kritischer Intellektuel-
ler gegenüber der Ignoranz und dem 
Machthunger der jeweils Mächtigen. 
Die in den 1980er Jahren wegen der 
Nachrüstung mit Mittelstreckenraketen 
erneut wachsende Gefahr eines Atom-
kriegs zwischen der Sowjetunion sowie 
ihren Verbündeten auf der einen und den 
NATO-Staaten auf der anderen Seite 
blieb glücklicherweise latent. An dessen 
Stelle trat allerdings der wirtschaftliche 
Crash Osteuropas, die siegreiche Offen-
sive westlicher Großunternehmen ein-
schließlich einer kaum überblickbaren 
Kette sozialer Grausamkeiten.

Dass Daniela Dahn, nachgelassene 
DDR-Autorin, gleich zu Beginn ihres 
kürzlich erschienenen Buches auf die Le-
gende von Kassandra verweist, ist ganz 
gewiss kein Zufall. Mit der militärischen 
Eskalation des seit Jahren schwelenden 
Konfl ikts zwischen der russischen und 
der ukrainischen Regierung ist die lange 
Zeit nur theoretisch bestehende Gefahr 
eines Atomkriegs wieder höchst real 
geworden. Als Mitunterzeichnerin eines 
friedenspolitischen Appells gleich zu Be-
ginn des Krieges musste die Autorin – 
wie auch andere Kriegsgegnerinnen und 
Kriegsgegner – eine Unzahl medialer Dif-
famierungen über sich ergehen lassen. 
Das Ergebnis dieser Auseinanderset-
zungen ist dieses Buch – eine Zusam-
menstellung von Texten aus den vergan-
genen drei Jahren: Essays, Artikel und 
Vorträge. Und das Ergebnis lässt sich 

nicht besser als mit nachfolgend zitier-
tem Satz auf den Punkt bringen: „Das 
einzig Perfekte an diesem Krieg ist die 
Propaganda.“

Daniela Dahn bestätigt in dem Buch aus-
drücklich, dass die russische Regierung 
und die hinter ihr stehenden Oligarchen 
bei der militärischen Eskalation des be-
reits schwelenden Konfl iktes den ersten 
Schritt getan und damit Schuld auf sich 
geladen haben. Sie verweist aber auch 
auf den Vormarsch der ukrainischen 
Nationalisten, auf die von ihnen began-
genen schweren Menschenrechtsverlet-
zungen und darauf, dass der russische 
Angriff „ein Riesengeschenk für die Ul-
trarechten in der Ukraine war“. Und sie 
betont dass im Falle eines militärischen 
Sieges der von ihren westlichen Verbün-
deten unterstützten ukrainischen Armee 
die höchst reale „Gefahr einer atomaren 
Kurzschlussreaktion“ besteht – eine Ge-
fahr, die von westlicher Seite her klein-
geredet oder aber ganz bewusst ausge-
klammert wird. Ebenso, wie mittlerweile 
ausgeklammert wird, dass zuerst die so-
wjetische Volkswirtschaft, später dann 
der mehrheitlich staatseigene russische 
Konzern Gazprom fünfzig Jahre lang ein 
zuverlässiger und vertragstreuer Han-
delspartner der meisten ost- und west-
europäischen Volkswirtschaften war.

Auch hinterfragt die Autorin die oft ge-
tätigte Behauptung, dass der russische 
Einmarsch in die Ost-Ukraine ein einmali-
ges, das europäische Sicherheitssystem 
erschütterndes Ereignis ist. Sie erinnert 
an das militärische Eingreifen der NATO 
in den jugoslawischen Bürgerkrieg in-
klusive der Bombardierung von Belgrad 
und anderen Städten. Und die kaum zu 
zählenden Propagandalügen bei diesem 
und anderen Kriegen. Und auch an die 
Verstrickungen vom Sohn des derzeiti-
gen US-Präsidenten in mafi öse Gasge-
schäfte, von denen seit Beginn der mili-
tärischen Eskalation plötzlich nicht mehr 
geredet wird. Die Aufzählung der aus 
der kritischen Öffentlichkeit verbannten 
Fakten, die man in dem Buch wieder 

nachlesen und sich ins Gedächtnis zu-
rückrufen kann, ließe sich fortsetzen. 

Nein, eine grundlegende Gesellschafts-
analyse fi ndet sich in dem Buch nicht. 
Es ist ein verzweifelter Schrei nach Frie-
den. Und genau deshalb sollte er jetzt 
– in einer Zeit zunehmender wirtschaft-
licher und militärischer Konfrontation – 
ernstgenommen werden.

Daniela Dahn: Im Krieg verlieren 
auch die Sieger. Nur der Frieden 
kann gewonnen werden, 
Rowohlt Taschenbuch Verlag, 
Berlin 2022, 221 Seiten, 16,00 Euro

Im Krieg verlieren 
auch die Sieger 

von Gerd Bedszent


